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Die Anforderungen an eine wissenschaftliche Arbeit unterscheiden 
sich von den Notwendigkeiten des Alltags. Doch es sind zwei Seiten 
der gleichen Medaille. Das Prinzip Verantwortung scheint der Schlüssel 
zur Auflösung des vermeintlichen Gegensatzes zwischen Studium und 
Praxis zu sein. Wer verantwortlich handeln will, soll nicht nur Hand-
lungsalternativen erkennen und wählen können. Er muss vor allem fähig 
und bereit sein, Verantwortung zu übernehmen, also für die Folgen der 
getroffenen Entscheidung einzustehen.
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vor den von seiner Entscheidung betroffenen Menschen und vor allem: 
Verantwortung vor der Verfassung, die ihn mit weit reichenden Kom-
petenzen ausstattet. Sicher ist in einer Situation der Gefahr im Verzug 
eine schnelle operative Entscheidung gefragt und der handelnde Beamte 
wird nicht seine gesammelte wissenschaftliche Kompetenz ausdrücklich 
mitliefern. Aber wenn seine Entscheidung nicht auf einem soliden ver-
antwortungsethischen Fundament basiert, dann ist er in Gefahr Fehler 
zu machen, er ist in Gefahr unverantwortlich zu handeln, ja er ist sogar in 
Gefahr ein Scharlatan zu sein.
Vor diesem Hintergrund befasst sich der Beitrag mit den Rahmenbedin-
gungen und Entwicklungsmöglichkeiten der Verwaltungshochschulen.
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handlungen, sondern auch für den Fall, dass die Behörde gegenüber einer 
Gesellschaft ein Verwaltungsverfahren einleiten oder durchführen will.
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Klausuren ist. Die weiteren Beiträge, die in loser Folge in den nächs-
ten Ausgaben der DVP veröffentlicht werden, greifen folgende Themen 
auf: Teil 2: Gemeingebrauch, Anliegergebrauch, Sondernutzung; Teil 3: 
Verhältnis von Straßenrecht und Straßenverkehrsrecht; Teil 4: Straßen-
rechtliche Eingriffsbefugnisse.
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Diese Fallbearbeitung aus dem Kommunalrecht befasst sich insbeson-
dere mit den Themen „Kommunalaufsicht“, „Wahlbeschwerde“, „Aus-
schließungsgründe“ und „Beschlussfähigkeit“.
Die Lösungshinweise findet man auf der Homepage der DVP unter der 
Adresse www.dvp-digital.de. 
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Bachelorstudierende der Studienzweige Verwaltung und Verwaltungs-
betriebswirtschaft, an Masterstudenten kommunaler Verwaltungsstudi-
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